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SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

CSSS-CE gtortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

AOS Assurance obligatoire des soins

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil

national
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Die mittlerweile fast schon traditionelle Bundesratssitzung ,extra muros® fand 2016 in
Lausanne statt. Der Kanton Waadt sei ein bedeutender Standort fir Berufsbildung,
Forschung und Innovation, was die Regierung mit ihrem Besuch wurdigen wolle, so die
Pressemitteilung. Anders als in den Vorjahren wurde der im Anschluss an die Sitzung
geplante Besuch bei der Bevolkerung von Protestaktionen begleitet. Ein Aktivist eines
Flichtlingskollektivs wollte dem Bundesrat vergeblich einen Brief Uberreichen - er
wurde von der Polizei abgefihrt -, im Gebaude der Ecole des métiers skandierten
einige Personen ,Stopp Dublin®™ und beim Apéro mit der Bevolkerung auf der Place
Saint-Francois positionierten sich verschiedene Gruppierungen, um etwa mit Spriichen
auf Plakaten auf ihre Anliegen aufmerksam zu machen. Die ,Jeunesse socialiste
vaudoise™ Uberreichte Bundesrat Maurer wahrend des Anlasses eine Petition. Freilich
bestand fur die Regierungsmitglieder keinerlei Gefahr. Auf das Bad in der Bevdlkerung
wolle und kénne er denn auch nicht verzichten, gab etwa Bundesrat Alain Berset zu
Protokoll. Wenn man den offenen Umgang mit den Menschen suche, dann musse man
auch mit solchen Aktionen rechnen. Die zahlreichen Selfie- und Autogrammjagerinnen
und -jager zeigten denn auch, dass die Idee der Sitzung ausserhalb des Bundeshauses
durchaus auf Anklang stésst. '

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

Die SGK des Nationalrates forderte den Bundesrat in einer Motion auf, das
Bundesgesetz Uber die Krankenversicherung so zu andern, dass Praktikumsplatze in
privaten Praxen und ausserklinischen Bereichen im Rahmen der Ausbildung flr
nichtuniversitéare Gesundheitsberufe ermoglicht werden. Dadurch soll der sinkenden
Anzahl von Ausbildungsplatzen bei steigendem Personalbedarf Rechnung getragen
werden. Gegenwartig durfen Praktika nicht von privaten Praxen oder anderen
ambulanten Leistungserbringern angeboten werden, was vor allem flr Studierende
diverser Fachhochschul-Studiengdnge ein Problem darstelle. Vier Punkte sollen
deswegen mit einer Neuregelung angegangen werden: Die Sicherstellung des
Kompetenzenerwerbs, der in vielen Fachrichtungen zu einem relevanten Anteil in
Praktika gewonnen wird; das Angebot an Praktikumsplatzen hoch halten, denn in den
problematischen Studiengédngen wird bereits ein Numerus clausus angewendet, was
den Fachkraftemangel noch anheizt; ebendiesem Fachkréaftemangel Einhalt gebieten,
indem eine erhéhte Zahl von Praktikumsplatzen die Ausbildung in der Schweiz stéarkt
(wie im Rahmen von Gesundheit 2020 vorgesehen); und eine Gleichberechtigung von
stationarem und ambulanten Bereich erzielen, da die Ausbildungskosten in diesen
beiden Sparten gemass Tarifkalkulation im KVG nicht gleichmaéssig abgegolten werden
kénnen. Die Motion war kommissionsintern umstritten, denn fast die Héalfte der 25-
kopfigen Kommission stellte sich mit dem Antrag auf Ablehnung gegen das Anliegen.

Der Bundesrat teilte grundsatzlich die Sorgen und Vorschléage zur Ldsung der
geschilderten Problematik, er sah aber den Weg tUber das KVG als den falschen an. Die
OKP sei eine Sozialversicherung und deswegen nicht geeignet, um Ausbildungen zu
finanzieren. Die OKP sei dazu da, Kosten fur medizinische Leistungen zu decken.
Leistungen, die aufgrund des Risikos Krankheit anfallen, um Diagnosen zu stellen und
um Behandlungen durchzufihren. Das durch die Pramien angehaufte Kapital solle nicht
dazu dienen, Ausbildungskosten mitzutragen. Weil Fachkréftemangel, zu wenige
Ausbildungsplatze sowie eine Ungleichbehandlung der Bereiche erkannt wurden, zeigte
sich die Regierung aber bereit, den Kantonen bei der Losungsfindung beizustehen und
dem Parlament Bericht zu erstatten.

Im  Nationalratsplenum  wurde die Motion nur kurz behandelt und
Kommissionssprecherin Schmid-Federer (cvp, ZH) brachte in ihrer Begriindung fur die
Motion vor allem die Sorge um den Fachkréftemangel im Gesundheitsbereich zum
Ausdruck, der zwar immer wieder zur Sprache kédme, gegen den aber auch im Parlament
jeweils nicht viel Konkretes unternommen werde. Mit diesem Vorstoss kénne ein Schritt
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gegangen werden, der erst noch kostenneutral umgesetzt werden konnte. Gegen den
Vorstoss stand Raymond Clottu (svp, NE) ein, der die Meinung des Bundesrats teilte,
dass keinesfalls die OKP als Finanzierungskanal herhalten durfe. Gleich argumentierte
Bundesrat Berset, der die Meinung der Regierung vertrat und gegen die Motion warb,
die allerdings mit 92 zu 89 Stimmen und 3 Enthaltungen knapp angenommen und damit
dem Sténderat zur Weiterbearbeitung tberlassen wurde. ?

In der Sommersession 2020 befasste sich der Stédnderat mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative. Bevor das Stockli ohne Gegenantrag auf die
Vorlage eintrat, bedankten sich zahlreiche Rednerinnen und Redner beim
Pflegepersonal und wirdigten dieses fur den geleisteten Einsatz wéhrend der Covid-19-
Pandemie. Doch Applaus alleine reiche nicht; diesbezlglich waren sich viele
Standesvertreterinnen und -vertreter einig. Es seien Massnahmen gefordert, um die
Attraktivitat des Pflegeberufes zu steigern und somit dem Pflegemangel
entgegenzuwirken. Die Schweiz sei heute nicht in der Lage, auch nur die Hélfte der
bendtigen Pflegefachpersonen auszubilden, so Maya Graf (gp, BL). Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI) fugte an, es muisse mittels Bezahlung, Wertschatzung und
zugestandenen Kompetenzen daflr gesorgt werden, dass die ausgebildeten Fachkrafte
ihrem Beruf nicht vorzeitig den Ricken zukehren wurden. Erreichen wolle dies der
indirekte Gegenvorschlag einerseits mit einer Ausbildungsoffensive und andererseits
mit mehr Verantwortung fur das Pflegepersonal.

Fur ersteres mussten die entsprechenden Mittel bereitgestellt werden, wolle man nicht
vom Ausland abhéngig werden, hob Pirmin Bischof (cvp, SO) hervor. Dazu gehdrten die
finanzielle Unterstlitzung der Kantone durch den Bund, wenn sie Pflegefachkraften in
Ausbildung bezlglich Lebenshaltungskosten unter die Arme greifen. Dieser Entscheid
konnte mit 23 zu 22 Stimmen knapp gegenilber einer Minderheit Dittli (fdp, UR)
durchgesetzt werden, der die Finanzierung als Sache der Kantone betrachtete. Anders
als der Nationalrat und linke Ratsmitglieder rund um eine Minderheit Carobbio
Guscetti, welche die Kantone zu entsprechenden Beitragen verpflichten wollten, setzte
die Mehrheit des Stédnderates diesbezlglich jedoch mit 32 zu 13 Stimmen auf
Freiwilligkeit. Allgemein gutgeheissen wurde die Ausbildungsverpflichtung von
Krankenhausern, Pflegeheimen und  Spitexorganisationen und die damit
zusammenhangende Pflicht der Kantone mindestens einen Teil der ungedeckten Kosten
der praktischen Ausbildungsleistungen, die bei den Leistungserbringern anfallen, zu
Ubernehmen. Dabei soll ihnen wahrend acht Jahren die Unterstitzung des Bundes
zukommen. Der Standerat kalkulierte flr die beiden Punkte der Ausbildungsoffensive
CHF 369 Mio. seitens des Bundes ein, also gut CHF 100 Mio. weniger als der
Nationalrat.

Bezuglich des zweiten Instruments zur Aufwertung der Pflege - die Ausweitung der
Kompetenzen -, stimmte das Stéckli mit 32 zu 10 Stimmen daflr, dass
Pflegefachpersonen gewisse vom Bundesrat festgelegte Leistungen selbstandig ohne
arztliche Anordnung durchfihren und zu Lasten der Krankenkassen abrechnen sollen
durfen, womit der Rat der Kommissionsmehrheit statt einer Minderheit Hegglin (cvp,
ZG) folgte. Im Unterschied zum Nationalrat beabsichtigte der Standerat mit 28 zu 16
Stimmen allerdings, dass dazu im Vorfeld Vereinbarungen zwischen Pflegenden,
Spitexorganisationen und Pflegeheimen auf der einen Seite und den Versicherern auf
der anderen Seite getroffen werden mussten. Wéhrend diese Kompetenzerweiterung
einer Minderheit Carobbio Guscetti zu wenig weit ging und sie erklarte, dass damit die
Initianten und Initiantinnen kaum Uberzeugt werden kénnten, ihr Volksbegehren
zuruckzuziehen, zeigte sich neben gewissen Ratsmitgliedern auch Gesundheitsminister
Berset grundsétzlich nicht einverstanden mit der Moglichkeit zur direkten Abrechnung.
So befurchtete der Bundesrat Mehrkosten und warnte davor, die Liste der
Leistungserbringenden zu verlangern.

In der Gesamtabstimmung stimmte der Standerat dem indirekten Gegenvorschlag mit
36 zu 4 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) zu. *

Obwohl sich National- und Stédnderat einig waren, dass es einer Starkung des
Pflegesektors bedlrfe, gingen die Meinungen zur diesbezlglichen Umsetzung im
Rahmen des indirekten Gegenvorschlags zur Pflegeinitiative auseinander. In der
Herbstsession 2020 nahm sich der Nationalrat erneut dem Geschaft an.

Mit 115 zu 76 Stimmen hielt er an seiner Position fest, dass die Kantone dazu verpflichtet
werden sollen, Pflegefachkréften in Ausbildung mit einem Beitrag an die
Lebenshaltungskosten finanziell unter die Arme zu greifen. Die Kantone sollen dabei
wahrend acht Jahren vom Bund unterstitzt werden. Fur die Ausbildungsoffensive
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kalkulierte die grosse Kammer CHF 469 Mio. seitens des Bundes ein. Damit blieb die
Differenz zum Sténderat bestehen, der sich flr die Freiwilligkeit seitens der Kantone
ausgesprochen hatte und dessen Ansichten auch von Bundesrat Berset vertreten
wurden. Durch das Prinzip der Freiwilligkeit konne eine Ubermassige Einmischung in die
Autonomie der Kantone vermieden werden und die Kosten um rund CHF 100 Mio. auf
CHF 369 Mio. gesenkt werden, so der Gesundheitsminister. Wahrend Regine Sauter
(fdp, ZH) derselben Auffassung war, da durch die Covid-19-Pandemie die 6ffentlichen
Gelder bereits genug strapaziert wirden, machte sich Barbara Gysi (sp, SG) flr eine
Verpflichtung der Kantone stark. Eine Kann-Formulierung kénne zur Folge haben, dass
sich nicht alle Kantone zur Unterstutzung der angehenden Pflegefachleute
bereiterklarten. Es sei allerdings notwendig, dass sich alle an der Pflegeoffensive
beteiligen, denn um den Beruf attraktiver zu machen, musse in die Ausbildung
investiert werden. Nur so kénne man verhindern, dass bis 2030 65'000
Pflegefachméanner und -frauen fehlten. Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) merkte zudem
an, dass gerade in den Grenzregionen viele Einrichtungen ohne die Grenzgéngerinnen
und -ganger schliessen mussten, die etwa im Kanton Genf 38 Prozent des Personals
ausmachten.

Die zweite Differenz betraf die Kompetenzerweiterung bezlglich selbstandiger
Abrechnung gewisser Leistungen durch die Pflegenden ohne éarztliche Anordnung,
wobei der Bundesrat diese Leistungen festlegen soll. Verena Herzog (svp, TG) erklérte
fur die SVP, dass man aufgrund der grosseren Zahl an Leistungserbringenden mit
Mehrkosten rechnen miisse. Ahnlich sah dies die FDP.Liberale-Fraktion. Daher
unterstitzten die beiden Parteien die Version des Standerates, der die selbstéandige
Leistungsabrechnung an eine im Vorfeld mit den Krankenkassen abgeschlossene
Vereinbarung binden wollte. Mitglieder der Ratslinken erachteten die Angst vor
Mehrkosten hingegen als unbegrindet und hoben hervor, dass durch die
Kompetenzerweiterung vielmehr Kosten gespart werden kénnten, da die Arzteschaft,
die nicht mehr fur jede Leistung eine Anordnung verfassen musste, entlastet wirde.
Diese Worte schienen den Nationalrat mehr zu Uberzeugen und so sprach er sich mit
M4 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen eine Vereinbarungspflicht mit den
Versicherern aus.

Bezuglich der Ausweitung der Kompetenzen im Bereich der Delegation von Aufgaben an
weniger qualifiziertes Personal durch Pflegefachpersonen folgte die grosse Kammer auf
Anraten ihrer Kommission jedoch der kleinen, womit zumindest eine Differenz beseitigt
werden konnte. *

In der Wintersession 2020 beschéftigte sich der Stdnderat erneut mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative. Dabei hielt er an den beiden bestehenden
Differenzen fest. Zum einen stimmte die kleine Kammer mit 29 zu 14 Stimmen dafur,
dass die Kantone angehende Pflegefachpersonen mit Ausbildungsbeitrégen ausstatten
kénnen und dabei vom Bund wahrend acht Jahren unterstitzt werden, allerdings -
anders als vom Nationalrat gefordert - nicht dazu verpflichtet werden sollen. Wéahrend
Gesundheitsminister Berset die Kann-Formulierung beflurwortete und argumentierte,
auf diese Weise wurden CHF 100 Mio. eingespart, fanden die Worte von
Minderheitssprecherin und Mitglied des Initiativkomitees, Marina Carobbio Guscetti
(sp, TN, welche von 65'000 fehlenden Pflegefachkréften im Jahr 2030 und der
Abhangigkeit vom Ausland sprach, bei ihren Ratskolleginnen und -kollegen nicht
genligend Gehor. Zum anderen beharrte das Stockli mit 23 zu 18 Stimmen darauf, dass
bezuglich der selbstandigen Abrechnung von Leistungen durch die Pflegefachpersonen
mit der OKP die Leistungserbringenden im Vorfeld eine Vereinbarung mit den
Versicherern abschliessen missten. Auch hier hielt Carobbio vergeblich entgegen, dass
es sich dabei «faktisch [um] eine Aufhebung des Vertragszwangs durch die Hintertlr»
handle, wodurch ein Riickzug der Initiative unwahrscheinlich werde. °

Nachdem das Parlament den indirekten Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative in der
Frihjahrssession verabschiedet hatte, musste der Stédnderat in der Sommersession
2021 noch Uuber die Volksinitiative selbst befinden - der Nationalrat hatte seine
ablehnende  Empfehlung  bereits in der  Wintersession 2019  gefallt.
Kommissionssprecher Erich Ettlin (mitte, OW) fasste noch einmal die Anliegen des
Initiativkomitees zusammen wund legte dar, inwiefern diese Forderungen im
Gegenvorschlag aufgenommen worden waren. Er sei der Ansicht, dass man dem
Initiativkomitee bereits «weit entgegengekommen» sei, weshalb die SGK-SR die
Initiative zur Ablehnung empfehle. Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl) erklarte als Mitglied
des Initiativkomitees, dass zwar die beiden Punkte zur Ausbildungsoffensive und zur
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Vergutung gewisser Pflegeleistungen durch die OKP ohne die Notwendigkeit einer
arztlichen Anordnung in den indirekten Gegenvorschlag integriert worden seien, dass
aber mit den verbesserten Arbeitsbedingungen ein zentraler Aspekt der Initiative im
Gegenvorschlag fehle. Es sei daher noch offen, ob das Initiativkomitee die Initiative
zurlckziehen werde. Fir Gesundheitsminister Berset stand die Relevanz der
Pflegebranche ausser Frage, er gab allerdings unter anderem zu bedenken, dass es
nicht ideal sei, Details in die Verfassung zu schreiben, die einen Effekt auf bestimmte
Berufsgruppen hatten. Vielmehr seien dazu andere Mittel und Wege nétig. Mit 28 zu 14
Stimmen empfahl das Stockli die Initiative daraufhin den Stimmbdlrgerinnen und
Stimmbdrgern zur Ablehnung. In den beiden Schlussabstimmungen, welche noch in der
gleichen Session stattfanden, sprachen sich die grosse Kammer mit 116 zu 74 Stimmen
(bei 6 Enthaltungen) und die kleine Kammer mit 30 zu 14 Stimmen fir den
Bundesbeschluss auf Empfehlung zur Ablehnung aus. ¢

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Sprachen

Dass die Sprachpolitik in der Schweiz dem kantonalen Hoheitsrecht unterstellt ist,
wurde spatestens mit dem aufkommenden Sprachenstreit im Jahr 2014 einer breiten
Offentlichkeit bewusst. Darauf, dass der Bund sich aber dennoch einbringen kann,
indem er den Austausch zwischen Sprachregionen férdert und finanziell unterstutzt,
musste zundchst Nationalratin Aline Trede (gp, BE) hinweisen. Mit ihrer eingereichten
Motion  wollte sie den Bundesrat auffordern, CHF 50 Mio. fiir
Sprachaustauschprogramme fiur sich in Ausbildung befindende Personen
bereitzustellen. Als der Sprachenstreit im Herbst 2015 langst seinen Peak erreicht hatte,
war Trede aber als Volksvertreterin abgesetzt worden und der Vorstoss stand noch
immer offen zur Diskussion. Im Winter 2015, mit dem Beginn der neuen Legislatur,
nahm sich Maya Graf (gp, BL) der Motion an, bevor sie diese schliesslich im Herbst 2016
zuruckzog. Mit Bezugnahmen auf die Erlauterungen von Bundesrat Berset begrindete
sie ihren Entscheid zum einen mit dem Postulat (Po. 14.3670) und der
Kommissionsinitiative (Pa. Iv. 14.459) der WBK-NR - die Initiative war zwar wenige
Wochen vor der Motion zurickgezogen worden, hatte aber zu einer Vorlage
beigetragen, mit der die Stellung der Landessprache in der Schule gestarkt werden soll
und die sich zu diesem Zeitpunkt in der Vernehmlassung befand - und zum anderen mit
der Zusage des Bundesrats, die finanziellen Mittel zur Foérderung des schulischen
Austausches mit der Kulturbotschaft 2016-2020 zu erhéhen. ’

1) Medienmitteilung BR vom 17.3.2016; BaZ, LT, Lib, NZZ, 14.4.16

2) AB NR, 2016, S. 910 ff.

3) AB SR, 2020, S. 461 ff.; NZZ, 9.6.20; LT, NZZ, 10.6.20; AZ, LT, NZZ, 11.6.20
4) AB NR, 2020, S. 1505 ff.

5) AB SR, 2020, S. 1085 ff.

6) AB NR, 2021, S. 1620; AB SR, 2021, S. 465 ff. ; AB SR, 2021, S. 733

7) AB NR, 2016, S. 1757 ff.
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